
 

 

Gemeinsame Stellungnahme der KommAustria und des Fa chbereichs 
Medien der RTR-GmbH zum Entwurf einer Novelle zum P rR-G, ORF-G, 
AMD-G und KOG, GZ BKA 601.135/0009-V/4/2015  

Sehr geehrte Damen und Herren!  
 
Mit Schreiben vom 26.02.2015 wurde der Kommunikationsbehörde Austria 
(KommAustria) und der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH 
(RTR-GmbH) die Möglichkeit eingeräumt, zu dem Entwurf des 
Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst zum oben genannten 
Gesetzesvorhaben Stellung zu nehmen. In ihrer Vollversammlung vom 
heutigen Tag hat die KommAustria folgende Stellungnahme beschlossen, der 
sich der Fachbereich Medien der RTR-GmbH anschließt:  

 
Zu den vorgeschlagenen Änderungen des Privatradioge setzes (PrR-G):  

zu § 6 Abs. 1: 

Grundsätzlich hat die KommAustria Bedenken, wenn der bestehende § 6 
Abs. 1, wonach als Kriterium für die Auswahl zwischen mehreren Veranstaltern 
u.a. auf die Gewähr einer größeren Meinungsvielfalt abzustellen ist, 
dahingehend eingeschränkt wird, dass bestimmte Umstände nicht in die 
entsprechende Beurteilung einzubeziehen sind.  

Im Ergebnis entspricht die vorgeschlagene Änderung aber jedenfalls der 
bisherigen Judikatur zu „Funkhauslösungen“ (vgl. VwGH 21.04.2004, 
2002/04/0006, BKS jeweils vom 30.11.2001, GZ 611.132/003-BKS/2001 und 
GZ 611.134/003-BKS/2001, KommAustria 18.06.2001, KOA 1.532/01-013), 
wonach solche für die Meinungsvielfalt nicht schädlich sein werden, solange 
sich die Kooperation nur auf administrative Aspekte bezieht. Selbst die 
redaktionelle Arbeit berührende Kooperationen („Mitarbeiterpool“) wurden in 
diesem Zusammenhang zwar unter dem Aspekt des § 6 Abs. 1 bewertet, aber 
für grundsätzlich zulässig erachtet. 

Amtssigniert per E-Mail an:  
v4@bka.gv.at  
begutachtungsverfahren@parlament.gv.at  
 

Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst  
z.Hd. Dr. Michael R. Kogler  
Ballhausplatz 2  
1014 Wien   
 
 

 

KOA 5.005/15-001  Wien, am 7. April 2015 
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In diese Richtung weisen auch die Erläuterungen zur vorgeschlagenen Änderung, wonach 
für die Außerachtlassung der Zusammenarbeit für die Beurteilung „gesichert [sein muss], 
dass sich die Zusammenarbeit nicht auf redaktionelle Aspekte bezieht“. 

zu § 28b Abs. 1:  

Der Entfall der Verpflichtung zur amtswegigen Ausschreibung in zumindest zweijährigen 
Intervallen wird ausdrücklich begrüßt, zumal auch schon bisher bei Bedarf eine 
Ausschreibung erfolgen konnte. Zudem ist anzumerken, dass sich für die für eine 
bundesweite Zulassung in Betracht kommenden Veranstalter aufgrund des Erfordernisses 
der zweijährigen Ausübung der einzubringenden Zulassungen regelmäßig nur sehr kurze 
Zeitfenster für eine Antragstellung ergeben, die in der Vergangenheit in der Regel nicht mit 
den amtlichen Ausschreibungen zusammengefallen sind. 

zu § 28e:  

Gegen die vorgeschlagene Bestimmung des § 28e („Erweiterung durch Zusammenfassung“) 
bestehen aus Sicht der Vollziehungspraxis – bei grundsätzlicher Anerkennung des Ziels der 
Stärkung der Wirtschaftlichkeit – erhebliche Bedenken:  

Zunächst ist schon grundsätzlich keine Systematik erkennbar, in welchen Aspekten der 
vorgeschlagene § 28e den Bestimmungen über die bundesweite Zulassung (§§ 28b und 
28c) folgt und in welchen nicht. Aus dieser Inkonsequenz ergeben sich die in der Folge 
näher dargestellten Probleme, wobei sich insbesondere Fragen der Gleichbehandlung – 
einerseits gegenüber der bundesweiten Zulassung und andererseits gegenüber jenen 
Veranstaltern, deren Versorgungsgebiete nach den bisherigen Vorgaben des PrR-G gebildet 
wurden – stellen. Insgesamt scheint es auf Basis der vorgeschlagenen Bestimmung möglich, 
ohne die Erfüllung der Voraussetzungen von §§ 28b und 28c schrittweise ein 
Versorgungsgebiet zu bilden, das dem einer bundesweiten Zulassung ähnelt, wobei nicht nur 
das Erfordernis der Versorgung von mindestens 60 % der österreichischen Bevölkerung 
entfiele, sondern nach derzeitigem Verständnis der KommAustria (siehe dazu sogleich) auch 
mehrmals das Programm geändert werden könnte.  

Zum Anwendungsbereich der vorgeschlagenen Bestimmung ist anzumerken, dass nach 
ihrer insofern eindeutigen Formulierung („anderer Veranstalter“) davon auszugehen ist, dass 
nur Zulassungen verschiedener Veranstalter (Personen) nach § 28e zusammengefasst 
werden können, nicht aber Zulassungen des gleichen Veranstalters, die ebenfalls die 
Voraussetzungen nach § 28e Abs. 2 erfüllen. Dies würde insbesondere dann zu einem 
unsachlichen Ergebnis führen, wenn die „anderen“ Veranstalter gesellschaftsrechtlich 
miteinander verbunden sind bzw. den gleichen Letzteigentümer haben (die Anwendbarkeit 
des § 28e also lediglich von der gewählten gesellschaftsrechtlichen Konstruktion abhängt).  

Unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung und angesichts der bewirkten Entwertung 
des Auswahlverfahrens nach dem PrR-G erscheint insbesondere problematisch, dass im 
Rahmen jeder „Erweiterung durch Zusammenfassung“ auch eine grundlegende 
Programmänderung im entstehenden Versorgungsgebiet möglich scheint, ohne dass diese 
an den Voraussetzungen des § 28a zu messen und die betroffenen Hörfunkveranstalter 
anzuhören wären. (Diese Möglichkeit ergibt sich für die KommAustria aus der Anlehnung der 
vorgeschlagenen Bestimmung an jene zur bundesweiten Zulassung in diesem Aspekt, der 
Regelung des Abs. 3, wonach die Behörde den Zulassungsbescheid u.a. in Bezug auf 
„Programmgattung, -dauer und -schema“ anzupassen hat, sowie den Erläuterungen 
[„Zusammenfassung von Versorgungsgebieten bei gleichzeitiger programmlicher 
Neuausrichtung“].) Damit wird aber eine Privilegierung der bundesweiten Zulassung (die dort 
zudem nur einmalig in Anspruch genommen werden kann) auf die Erweiterung durch 
Zusammenfassung ausgeweitet, ohne dass eine bestimmte Größe des entstehenden 
Versorgungsgebietes (wie im Fall der bundesweiten Zulassung durch das Kriterium der 
Versorgung von 60 % der österreichischen Bevölkerung) gefordert würde.  
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Durch die Zusammenfassung von Versorgungsgebieten und allenfalls damit verbundene 
Programmänderungen kann es somit – mit der einzigen Einschränkung der zweijährigen 
Ausübung der entsprechenden Zulassungen – zu Änderungen des Programmangebots 
kommen, von denen auch andere Hörfunkveranstalter betroffen sind. Ebenso können 
dadurch entscheidungsrelevante Inhalte (beispielsweise durch Auflagen vorgeschriebene 
Programmteile in Minderheitensprachen) wegfallen, ohne dass dafür eine sachliche 
Rechtfertigung – wie eine Mindestgröße des entstehenden Versorgungsgebietes – bestünde. 

Weiters fehlt es nach Ansicht der KommAustria an einer sachlichen Rechtfertigung dafür, 
dass gemäß dem vorgeschlagenen Abs. 4 für nach § 28e geschaffene Versorgungsgebiete – 
sofern sie sich auf zwei Bundesländer erstrecken – ohne das Erfordernis einer Mindestgröße 
eine Regionalisierung ermöglicht wird, während diese Möglichkeit für bestehende (allenfalls 
größere) Versorgungsgebiete nicht offen steht. Zudem legt die Formulierung nahe, dass die 
Regionalisierung künftig auch dann (nach Bundesländern) möglich ist, wenn sich bereits das 
ursprüngliche Versorgungsgebiet über mehrere Bundesländer erstreckt hat (diese 
Voraussetzung also nicht erst aufgrund der Erweiterung durch Zusammenfassung gegeben 
ist).  

Zu erheblichen Schwierigkeiten in der Vollziehung wird nach Ansicht der KommAustria die 
Möglichkeit führen, an ihren nächstgelegenen Punkten bis zu 50 km voneinander entfernte 
Versorgungsgebiete zusammenzufassen. Neben dem Umstand, dass eine Distanz von 
50 km hoch angesetzt scheint und die Zusammenfassung von Versorgungsgebieten 
erlauben würde, die kaum geographische Zusammenhänge aufweisen, werden die 
nächstgelegenen Punkte zweier Versorgungsgebiete aufgrund der jeweiligen 
geographischen Gegebenheiten in der Praxis oft nicht eindeutig bestimmbar sein. Soweit der 
Vorschlag eine Einschränkung dahingehend vorsieht, dass die jeweiligen 
Versorgungsgebiete auch „einen politischen, kulturellen oder sozialen Zusammenhang 
aufweisen“ müssen, ist zudem anzumerken, dass das Bestehen politischer, sozialer und 
kultureller Zusammenhänge zwar nach § 10 Abs. 1 Z 4 schon bisher ein Kriterium des PrR-G 
ist, aber nur als Maßstab zur Beurteilung, ob einer Erweiterung gegenüber der Neuschaffung 
eines Versorgungsgebietes bzw. welcher von mehreren beantragten Erweiterungen der 
Vorzug zu geben ist, somit als Vergleichskriterium. Im Gegensatz dazu wird durch die 
vorgeschlagene Textierung aber ein absolutes Kriterium statuiert, wobei das Gesetz keine 
Anhaltspunkte dafür vorsieht, wann die genannten Zusammenhänge (nicht) vorliegen, und 
wofür aufgrund der dargestellten unterschiedlichen Systematik auch die bestehende 
Rechtsprechung nicht herangezogen werden kann.  

Allerdings wird ein entsprechender Zusammenhang nach Ansicht der KommAustria umso 
eher zu bejahen sein, je größer die betreffenden Versorgungsgebiete sind (je näher das 
entstehende Versorgungsgebiet also in seiner Form einer bundesweiten Zulassung kommt).  

Neben diesen grundsätzlichen Bedenken erlaubt sich die KommAustria noch auf folgende 
Detailprobleme hinzuweisen:  

- Unklar ist, ob durch die Verwendung der Begriffe „Verzicht“ in § 28e und 
„Übertragung“ in § 28b Verschiedenes angeordnet werden soll, ist doch prima facie 
nicht ersichtlich, dass den jeweiligen „Zusammenlegungen“ in der Regel 
unterschiedliche (privatrechtliche) Vorgänge zugrunde liegen würden. 

- Im Vorschlag wird eine „Erweiterung“ um Versorgungsgebiete ermöglicht, die bis zu 
50 km voneinander entfernt sind. Damit wird ein neuer, von § 10 Abs. 1 Z 4 (dort: 
„unmittelbarer Zusammenhang“) abweichender Begriff der Erweiterung eingeführt. 
Fraglich könnte sein, ob sich daraus auch Auswirkungen auf das Verständnis der 
Erweiterung nach § 10 Abs. 1 Z 4 ergeben. 

- Ihrem Wortlaut zufolge (Verwendung des Plural „mit Zulassungen anderer 
Veranstalter“ im Einleitungssatz) könnte in Betracht gezogen werden, dass eine 
Zusammenfassung durch Erweiterung erst ab drei zusammenzufassenden 
Zulassungen (mindestens zwei Zulassungen, auf deren Ausübung zugunsten des 
antragstellenden Veranstalters verzichtet wird) in Betracht kommt.  
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- Im Zusammenhang mit dem Erfordernis der mindestens zweijährigen Ausübung des 
Sendebetriebes stellt sich die Frage, ob durch die erfolgte Erweiterung durch 
Zusammenfassung eine „neue“ Zulassung entsteht, die wiederum erst nach 
zweijähriger Ausübung des Sendebetriebs (aufgrund dieser Zulassung) durch 
Zusammenfassung mit einem dritten Versorgungsgebiet erweitert werden kann. 

- In der vorgeschlagenen Bestimmung fehlt eine Beschränkung auf analoge 
Hörfunkzulassungen (wie sie sich für die bundesweite Zulassung aus der Überschrift 
zu § 28b ergibt), ebenso wie eine Klarstellung dahingehend, dass die Möglichkeit der 
Erweiterung zur Zusammenfassung nicht für Zulassungen gemäß § 3 Abs. 5 Z 1 
und 2 („Event- bzw. Ausbildungshörfunk“) gilt. (Vom Bestehen der zuletzt genannten 
Einschränkung ist auszugehen, da die genannten Zulassungen längstens auf die 
Dauer von drei Monaten bzw. einem Jahr zu befristen sind und daher – nach dem 
Verständnis der KommAustria – keine zweijährige Ausübung des Sendebetriebes in 
Betracht kommt.)  

- Unklar bleibt weiters, ob auch eine gemäß §§ 28b und 28c gebildete bundesweite 
Zulassung nach der vorgeschlagenen Bestimmung des § 28e um ein anderes 
Versorgungsgebiet erweitert werden oder zur Erweiterung eines anderen 
Versorgungsgebietes nach § 28e herangezogen werden kann bzw. ob eine nach 
§ 28e gebildete Zulassung – wenn das dadurch gebildete Versorgungsgebiet 
mindestens 60 % der österreichischen Bevölkerung umfasst – wie eine bundesweite 
Zulassung zu behandeln ist (also etwa die Privilegierung nach § 10 Abs. 1 Z 3 in 
Anspruch nehmen kann).  

- Nach dem vorgeschlagenen § 28e erschiene eine (allenfalls auch mehrfache bzw. 
unbegrenzte) Verlängerung der gesetzlichen Zulassungsdauer denkbar, wenn (etwa 
gegen Ende der Zulassungsdauer) auf die Ausübung einer Zulassung verzichtet wird 
und für das dadurch gebildete Versorgungsgebiet nunmehr die (längere) 
Zulassungsdauer des „aufnehmenden“ Versorgungsgebietes gilt. (Da mit der 
Zulassung auch die jeweiligen fernmelderechtlichen Bewilligungen verlängert würden, 
erscheint ein solches Ergebnis auch in unionsrechtlicher Hinsicht bedenklich.) 

- Dem vorgeschlagenen § 28e fehlt eine Regelung, wie mit Anträgen auf Erweiterung 
durch Zusammenfassung im zeitlichen Zusammenhang mit einem bevorstehenden 
oder bereits laufenden Verfahren zur „Wiedervergabe“ eines Versorgungsgebietes zu 
verfahren ist (vgl. etwa § 28c Abs. 3). Im Extremfall wäre es denkbar, dass ein 
Versorgungsgebiet, das für die folgende Zulassungsperiode bereits einem anderen 
Veranstalter zugeordnet ist, am Ende der alten Zulassungsperiode vom bisherigen 
Zulassungsinhaber zur Erweiterung übertragen wird. 

 
Zu den vorgeschlagenen Änderungen des ORF-Gesetzes (ORF-G):  

zu § 2 Abs. 3:  

Aus Sicht der KommAustria bedeutet die Neuformulierung – entsprechend den 
Erläuterungen – lediglich eine (zu begrüßende) Klarstellung zur Reichweite des ORF-G 
bezogen auf Tochtergesellschaften des ORF, die ausschließlich konnex-kommerzielle 
Aufgaben wahrnehmen.  

zu § 17 Abs. 1 Z 2:  

Unklar erscheint hier, ob sich die Formulierung des vorgeschlagenen letzten (dritten) Satzes 
(„Dies gilt nicht…“) auf die ersten beiden Sätze von § 17 Abs. 1 Z 2 oder nur auf dessen 
zweiten Satz bezieht. Die KommAustria geht davon aus, dass lediglich das Verbot der 
Ausstrahlung von Sponsorhinweisen während der Sendung (zweiter Satz), nicht aber die 
Kennzeichnungspflicht (erster Satz) entfallen soll. Ein solch weitergehender Entfall wäre 
nach Auffassung der KommAustria auch mit den unionsrechtlichen Vorgaben des Art. 10 
Abs. 1 lit. c iVm Art. 1 Abs. 1 lit. k AVMD-RL nicht vereinbar. Es wird daher angeregt, dies 
entsprechend klarzustellen, etwa durch die Einleitung „Der vorstehende Satz gilt nicht für...“. 
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Jedenfalls ausgeschlossen erscheint nach Ansicht der KommAustria ein Verständnis (wie es 
der ORF seiner Stellungnahme im Begutachtungsverfahren vom 04.03.2015 zu vertreten 
scheint), wonach es sich bei den im vorgeschlagenen § 17 Abs. 1 Z 2 dritter Satz 
beschriebenen Hinweisen nicht um Sponsoring handelt. Dies ist weder mit den 
Begriffsbestimmungen des ORF-G noch mit den europarechtlichen Vorgaben der AVMD-RL 
(insb. Art. 1 Abs. 1 lit. k) in Übereinstimmung zu bringen. Für die Frage des Vorliegens von 
Sponsoring oder überhaupt jeder kommerziellen Kommunikation kommt es jedenfalls nicht 
darauf an, ob der Werbetreibende die für ihn im Zuge der Ausstrahlung einer Sendung 
erbrachte Werbeleistung (Werbung, Sponsoring, Produktplatzierung) mit dem 
Fernsehveranstalter direkt vereinbart und an diesen bezahlt hat, oder diese Leistungs-
/Gegenleistungsvereinbarung auf einer vorgelagerten Ebene der Wertschöpfungskette 
stattfindet, nämlich – wie vorliegend – mit dem Rechteinhaber/Lizenzgeber des Ereignisses, 
der seinerseits hierfür auch das entsprechende Entgelt vereinnahmt und im Wege von 
Vorgaben an die übertragenden Fernsehanstalten für eine Integration der kommerziellen 
Kommunikation in die Sendung sorgt. So kann nach Auffassung der KommAustria auch kein 
Zweifel daran bestehen, dass jene Werbespots, die – wie etwa bei Fußball-Großereignissen 
üblich – den Fernsehveranstaltern vom Rechteinhaber/Lizenzgeber zur Ausstrahlung 
vorgegeben und auch von diesem vermarktet werden, ebenfalls vollumfänglich den 
Werbebeschränkungen der AVMD-RL bzw. dem ORF-G unterliegen, mag der ORF auch in 
diesen Fällen „weder unmittelbar noch mittelbar ein Entgelt oder eine sonstige 
Gegenleistung erhalten“ haben. 

Ausgehend von diesen Prämissen weist die KommAustria darauf hin, dass ihrer Auffassung 
nach auch jene Sponsorhinweise, die nach dem vorgeschlagenen § 17 Abs. 1 Z 2 dritter 
Satz zukünftig vom sogenannten „Reminderverbot“ (§ 17 Abs. 1 Z 2 zweiter Satz) 
ausgenommen wären, nach der Bestimmung des § 17 Abs. 5 Satz 1 weiterhin in die in § 14 
geregelte höchstzulässige Werbezeit einzurechnen sein werden, und sich insoweit etwa die 
dem ORF zur Verfügung stehende stündliche Werbezeit um die Dauer dieser 
Sponsorhinweise verringert. So der rechtspolitische Hintergrund der in Aussicht 
genommenen Regelung darin bestehen sollte, den ORF bei diesen außerhalb seines 
unmittelbaren Einflussbereichs stattfindenden Sponsoringvereinbarungen grundsätzlich den 
potentiellen Mitbewerbern beim Erwerb von Übertragungsrechten gleichzustellen, müsste 
daher auch in Bezug auf den (unionsrechtlich nicht vorgegebenen) § 17 Abs. 5 eine 
entsprechende Ausnahme verfügt werden. 

zu § 40 Abs. 2:  

Eventuell sollte eine Klarstellung erfolgen, wer nach § 40 Abs. 2 antragslegitimiert ist. Die 
Erläuterungen deuten auf eine Antragslegitimation lediglich des ORF hin, nach der 
Formulierung der vorgeschlagenen Bestimmung kämen aber etwa auch die 
Prüfungskommission oder die RTR-GmbH als Antragsteller in Betracht.  

 
Zu den vorgeschlagenen Änderungen des Audiovisuelle  Mediendienste-Gesetzes 
(AMD-G):  

zu § 21 Abs. 6:  

Der Entfall des bisher starren 2-Jahres-Zeitraumes zur Anpassung des 
Digitalisierungskonzepts wird ausdrücklich begrüßt.  

zu § 45 Abs. 4: 

Soweit die Privilegierung betreffend die höchstzulässige Werbezeit in der vorgeschlagenen 
Bestimmung – entsprechend den europarechtlichen Anforderungen – auf jene 
Fernsehprogramme beschränkt wird, die „weder unmittelbar noch mittelbar in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union öffentlich empfangen werden“ können, ist zu 
bedenken, dass für Veranstalter von terrestrisch verbreiteten regionalen 
Fernsehprogrammen ex ante nicht unzweifelhaft erkennbar sein wird, ob sie die Ausnahme 
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des § 45 Abs. 4 in Anspruch nehmen können, zumal eine Empfangbarkeit der genannten 
Programme über Österreich hinaus auch aufgrund eines (technisch unvermeidlichen) Spill 
Over der terrestrischen Sendeanlagen (MUX C) bestehen kann. Dies müsste durch die 
KommAustria im Rahmen einer amtswegigen Werbebeobachtung überprüft werden.  

 
Zu den vorgeschlagenen Änderungen des KommAustria-G esetzes (KOG):  

Die vorgeschlagenen Änderungen, insbesondere die Konzentration der Werbeaufsicht beim 
Einzelmitglied der KommAustria und der Entfall der Aufforderung zur Stellungnahme gemäß 
§ 2 Abs. 1 Z 7 KOG, werden ausdrücklich begrüßt.  

Die vorgeschlagene Anpassung des § 39 Abs. 1 entspricht der bestehenden (europarechtlich 
gebotenen) Auslegung der Bestimmung durch die KommAustria.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen    Mit freundlichen Grüßen 

Kommunikationsbehörde Austria   RTR-GmbH 

 

 

Mag. Michael Ogris     Dr. Alfred Grinschgl 
(Vorsitzender)      (Geschäftsführer) 
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